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Besteuerungsunterschiede 
undWettbewerbsverzerrungenzwischen 
öffentlichenundprivatenUnternehmen 

Erläuterung

ImtheoretischenTeilmeinerDissertationbeschäf-
tigeichmichmitdenBesteuerungsunterschieden
undWettbewerbsverzerrungenzwischenprivaten
undöffentlichenUnternehmen,amBeispielvon
gesetzlicherundprivaterKrankenversicherung. 
IndenvergangenenzehnJahrensindmehrund
mehrKommunensowieöffentlicheUnternehmen
invielenBereichengewerblichtätiggeworden.
Problematischdaranist,dasssiedabeihäufig 
mitprivatenUnternehmeninWettbewerbtreten–
allerdingsuntervollkommenunterschiedlichen
Rahmenbedingungen.Sowerdenz.B.PKVUnter-
nehmengrundsätzlichwie„normaleUnterneh-
men”besteuert,währenddiegesetzlichenKran-
kenkassenalsKörperschaftendesöffentlichen
RechtsinderRegelkeinerBesteuerungunterlie-
gen.DieGKVtrittjedochdurchdiezunehmende
EinführungwettbewerblicherElementemitder
PKVsowohlineinenintensiviertenWettbewerb 
umfreiwilligVersichertealsaucherstmalsineinen
WettbewerbumprivateZusatzversicherungen.
IchuntersuchezudemdieUnterschiedezwischen
denökonomischenunddensteuerundwett
bewerbsrechtlichenKriterien,dieangewandt
werden,umWettbewerbsverzerrungenzwischen
öffentlichenundprivatenUnternehmenzuver-
meiden. 
 
ImempirischenTeilmeinerArbeituntersuche 
ichdieDeterminantenderReformbereitschaftim
deutschenGesundheitswesen.Dennfürdieerfolg-
reicheImplementierungeinerReformistderen
gesellschaftlicheAkzeptanzeinezentraleVoraus-
setzung.FürdieUntersuchungwerdenDatenaus
einereigenserhobenen,repräsentativen,compu-
tergesteuertenTelefonumfrageverwendet,welche
Ende2011vonderforsadurchgeführtwurdeund
derenSchwerpunktaufderAnalysederReform-
präferenzenimdeutschenGesundheitswesenliegt.
BasierendauftheoretischenArgumententesteich
ökonometrisch,inwieweitdieZustimmungoder
AblehnungbestimmterReformvorhabendurch
individuellenEigennutz,dieInformiertheitüberdie
Gesundheitspolitik,Bildung,PräferenzenfürStaat-
stätigkeitundUmverteilungoderGerechtigkeits-
aspekteerklärtwerdenkann.

Wirtschaftspolitische Auswirkungen/
Empfehlungen

n  UmWettbewerbsverzerrungenzwischen
öffentlichenundprivatenAnbieternzuvermeiden,
müssenhoheitlicheundnichthoheitlicheTätigkeit
andersabgegrenztwerden,alsdiesbisherder 
Fall ist.

n  BeiderStärkungdesWettbewerbsinnerhalb
dergesetzlichenKrankenversicherungdürfen
WechselwirkungenmitderPKVnichtunberück-
sichtigtbleiben.

n  EinebessereInformationderBürgerhinsicht-
lichderKostenundProblemedesGesundheits
wesenskannwesentlichzurSteigerungder
ReformakzeptanzinderBevölkerungbeitragen.

Kernaussagen

n  Öffentliche einrichtungen, Kommunen sowie öffentliche 
Unternehmen treten zunehmend in Wettbewerb mit privaten 
Unternehmen – allerdings unter vollkommen unterschied
lichen rahmenbedingungen.

n  Die GKV tritt – durch die einführung wettbewerblicher 
 elemente – zunehmend mit der PKV in einen intensivierten 
Wettbewerb um freiwillig Versicherte und erstmals in einen 
Wettbewerb um (private) Zusatzversicherungen.

n  Die Zustimmung zu reformen im Gesundheitswesen  
wird nicht nur durch den eigennutz der Betroffenen deter
miniert, sondern ist auch von weiteren faktoren wie dem 
individu ellen Gerechtigkeitsempfinden, den Präferenzen für 
staats tätigkeit und Umverteilung sowie der Bildung und 
informiertheit der Bürger abhängig. 

... am Beispiel des deutschen Gesundheitssystems


